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Die Landwirtschaft an der Jahreswende
In einem Rundfunk - Vortrag , den Reichsminister

Schiele  über „Die Landwirtschaft an der Jahreswende"
hielt, führte der Minister aus:

Mengenmäßig  sind die Ernteergebnisse  in
diesem Jahr etwas besser  als im Jahr 1926. So ist
die Brotgetreideernte am annähernd eine Million Tonnen
und die Kartoffelernte um 80 Millionen Doppelzentner ge¬
stiegen. Dieser Gewinn geht aber zum großen Teil dadurch
verloren, daß fast alle Früchte durch das Unwetter  er¬
heblich gelitten  haben . Immerhin rechtfertigt der Aus¬
fall der Ernte die Feststellung, daß zu einer Besorgnis
hinsichtlich der Versorgungslage der städtischen Bevölkerung
kein Anlaß  vorliegt.

Auf dem Gebiet L? r Viehhaltung  liegen die Ver¬
hältnisse wesentlich trüber.  Durch starke Angebote sind
die Preise in den letzten Monaten ständig zurückgegangen.
Die Schweinepreise  sind , heute weit unter die
tatsächlichen Erzeugungskosten  gesunken . Er¬
freulicherweise hat der Fleischverbrauch in Deutschland in
diesem Jahr etwa wieder die Höhe der Vorkriegszeit er¬
reicht. Es bedeutet eine Großtat der Landwirt¬
schaft,  daß es ihr gelungen ist, trotz aller widrigen Ver¬
hältnisse den Viehbestand wieder auf ein der Vorkriegszeit
angenähertes Maß zu bringen.

Die Wertung der volkswirtschaftlichenund insbesondere
der handelspolitischen Stellung der Landwirtschaft wächst.
Freilich beweist gerade die neuerliche Entwicklung unserer
Handelsbilanz, daß wir von gesunden Marktverhältnissen
noch weit entfernt sind. Im Hinblick auf die Passivität
unserer Handelsbilanz st eine zielbewußte Hebung der hei¬
mischen Produktion zu fordern. Nur eine diesem Ziele zu¬
strebende Wirtschaftspolitik kann die Gefahren beschwören,
die aus der andauernden Passivität für unsere Finanzen
und unsere Währung drohen. Ohne eine solche Handels¬
politik ist die Landwirtschaft, insbesondere des deutschen
Ostens, verloren.

Das entscheidende Merkmal der gegenwärtigen Lage
unserer Landwirtschaft ist die Tatsache, daß eine erschreckend
große Anzahl der Betriebe mit Defizit arbeitet.  Me
Folge dieses Notstandes sind Milliardenoerluste,
die die Landwirtschaft in den veraanaenen Jahren erlitten

hat. Die bedenklichste Seite der Verschuldung  der
Landwirtschaft liegt einmal in der Kurzfristigkeit
der persönlichen Schulden und ferner in der ungeheuerlichen
Z i n se n l a st, die sich aus 850 Millionen Mark jährlich
beläuft.

Die Reichsregierung  hat die Entwicklung dieser
Verhältnisse mit ernster Besorgnis verfolgt. Sie sieh: es als
eine ihrer wichtigsten Aufgaben für die nächste Zukunft an,
auf eine Ordnung der landwirtschaftlichen
Schuldverhältnisse hinzuwirken. Mittel  sind die Um¬
wandlung der schwebenden Schulden in langfristigen Kre¬
dit und eine Absenkung der untragbaren Zinslasten.
Die Reichsregierung wird in Kürze die erforderlichen Maß¬
nahmen treffen. Hierbei wird die Landwirtschaft
selbst entscheidend mitzuwirken  haben durch unab¬
lässige technische Vervollkommnung und Ra¬
tionalisierung  der Betriebe und des Absatzes, sowie
Standardisierung und Qualitätssteigerung
der Produkte, wodurch die Konkurrenz mit dem Auslande
erfolgreich ausgenommen werden kann. Was uns der
Versailler Vertrag an Land und Gut geraubt, was uns
Kriegs- und Nachkriegszeit an kulturellen Schäden zugefügt
habe, muß ersetzt werden durch gesteigerte Wirt¬
schaftsenergie,  die aus dem deutschen Boden das
letzte herausholt , was herauszuholen ist.

Der Minister wies dann auf die Hilfsmaßnah¬
men  hin , die in letzter Zeit für die Landwirtschaft er¬
griffen worden sind. So wird auf 5 Jahre von Reichswegen
ein Betrag von jährlich 6 Millionen Mark bereitgestellt
werden, um den Zinsendienst  für landwirtschaftliches
Meliorakionskapital auf tragbare Sähe zu verbtlllgen.
Für das Molkereiwesen  werden jährlich 1,5 Milli¬
onen Mark 5 Jahre hindurch für Zinsverbilligung vom
Reich ausgeworfen. Die Produktionssteigerung in Gar¬
tenbaubetrieben  dienen Reichskredite in Höhe von 5
Millionen Mark und ebenso werden für den Weinbau
namhafte Mittel ausgeworfen. Die Hoffnung ist berechtigt,
daß die Landwirtschaft bei Reich und Ländern dasjenige
Verständnis und diejenige Hilfe findet, die sie in ihrer be¬
drohlichen Lage mit Recht erwarten darf.

Unerhörte „Kriegsentschädigung
Paris , 23. Dez. Am Senat wies der Penstonsminister

Marin  darauf hin, daß unter den nach dkm Versailler
Vertrag von Deutschland . wiedergutzmnachenden Schäden"
sich auch die Sühne dafür befinde, daß die Gefangenen
in Deutschland .mangelhaft ernährt"  worden
seien. Die Regierung schlage hiesur eine Deutschland in den
Daweszahlungen aufzunehmende Entschädigung von 5 0
Millionen Franken,  verteilt auf 5 bis 6 Acchre,
vor, die als französische Staatseinnahme in den Haushalt
einzustellen sei. Der Berichterstatter , Senator Cheron,
erhob gegen den Vorschlag Widerspruch, weil die Summe
viel zu niedrig sei. Die ehemaligen Kriegsgefangenen ver¬
langen eine Entschädigung von 600 bis 700 Millio-
nenFranken.

Die Entschädigungsforderung für angebliche mangelhafte
Verpflegung der französischen Gefangenen kann man nur
als ruchlosen Hohn  bezeichnen angesichts der Tatsache,
daß in Deutschland infolge der völkerrechtswidrigen eng¬
lischen Blockade während des Kriegs und als Kriegsfolge
über 600 000 Zivilpersonen dem Hungertod  überliefertwurden. Herren Ffkinwlen batten es bekanntlick in

deutscher Gefangenschaft nicht so schlecht, jedenfalls viel
besser als der weitaus größte Teil des deutschen VoLs
Einige Hunderttausend wurden überdies in der Landwirt¬
schaft beschäftigt und haben hiebei wahrhaftig keinen Man¬
gel gelitten, so wenig, daß mancher von ihnen lieber in
Deutschland geblieben wäre, als in den Schmutz und dir
Dürftigkeit der heimischen Verhältnisse zurückzukehren.
Viele Rußen haben es bekanntlich so gemacht. — Es wird
immer unbegreiflicher, wie der Vertrag von Versailles von
Deutschland angenommen werden konnte.

Gegen die . Barbarei"
Rom, 23. Dez. An dem Bemühen um ein Freundschafts¬

bündnis mit Frankreich ist das von Mussolini  aus¬
gegebene Schlagwort von der .gemeinsamen Ab¬
wehr der Barbarei"  Gemeingut des Landes geroor-
deil. An der . Tribuna " veröffentlicht Senator Coppola
einen Lettaufsatz, der im Ramen von ganz Atollen das fran¬
zösisch-italienische Bündnis verlangt . zum Schutz der latei¬
nischen und katholischen Zivilisation gegen Angelsachsen,
Teutonen (Deutsches. Bolschewisten und Mohammedaner ".

Nk . 301 . Gegründet 1887

Politische Wochenschau.
Sind wir die Sklaven der Neuzeit ? / Parker Gilberts
Antrag / Was wir bezahlen müssen / Hetzerische franzö¬
sische Wahlpropaganda / Französisch-italienisches Militär¬
bündnis ? / Ein Krieg „außerhalb des Gesetzes" und die
Wirklichkeit ! / Kirche und Politik in England Der

Reichstag in den Weihnachtsferien
Am 18. Januar 1926 hielt der amerikanische Abgeord¬

nete Victor  V e r g e r (Wisconsin) zur Begründung sei¬
nes Antrags auf Aenderung des Versailler Vertrags eine
Rede im amerikanischen Kongreß. Da sagte er u. a.: „Der
Dawesplan setzt die Gesamtsumme,  die Deutsch¬
land bezahlen soll, nicht fest. Er entscheidet nur über die
Summe , die Deutschland jährlich  für die nächsten fünf.
Jahre bezahlen muß. Die Daweskommissionsagt nicht, ob
Deutschland diesen Tribut 100 Jahre oder 1000 Jahre be>
zahlen muß . . . Wie lange werden die Deut¬
schen willens sein , wie die Sklaven in
Aegypten oder die Sklaven im alten Rom
für ihre fremden Herren zu arbeiten ?"

Jetzt lesen wir im Bericht des Generalagenten Parker
Gilbert  über das dritte Dawesjahr, duß dies geschehen
muß. Es liege im Interesse der Gläubiger wie des Schuld¬
ners , daß die Endsumme  der deutschen Entschädigung
festgelegt werde. Der Dawesplan sei überhaupt nur ein
Versuch  gewesen. Die Deutschen hätten ihre Probe - und
Schonzeit gut bestanden. Es wäre nun Zeit, ihnen klipp und
Nur den Gesamtbetrag ihrer Verpflichtungen zu nennen
und es ihnen auf eigene Verantwortung , ohne Kontrolle
und Bevormundung, zu überlassen, wie sie sich mit den Ab¬
zahlungen zurechtfinden.

Das klingt wie eine Art von letztroilliger Verfügung
eines Menschen, der bei einer Sache nicht mehr mittun will.
Jedenfalls ist in dem 132 Seiten langen Bericht, der —
nebenbei bemerkt — milder und anerkennender als die be¬
kannte Denkschrift Gilberts an Dr. Köhler lautet, von den
mancherlei Anregungen die obige Forderung der springende
Punkt - Und es ist begreiflich, daß die Presse der ganzen
Welt sich mit ihr auseinandersetzt. Amerika (Schatzsekretär
Mellon)  und England in zustimmendem, Frankreich
natürlich in ablehnendem Sinn . Die „Times"  meinen:
Wer den Bericht des Generalagenten lese, werde sehen, daß
von Jahr zu Jahr eine endgültige Regelung „wünschens¬
werter" werde. Der Senator Verenger  in Paris aber
wundert sich, daß „ein kluger Sachverständiger wie Parker
Gilbert " sich auf einen derartigen Standpunkt stellen könne.
Die endgültige Summe sei von der Entschädigungskommis¬
sion, die einzig hiefür zuständig sei, auf 132 Milliar¬
den Goldmark  festgelegt. Von dieser Summe erhalte
Frankreich 52 v. H. gleich 68 Milliarden Goldmark. Das
könne niemals verändert werden.

Also Frankreich  kennt keine Gnade oder nur auch
Rücksicht für Deutschland. Daß der Deutschenhaßdort noch
in voller Mute steht, ersieht man auch aus dem vorige
Woche von Parteigängern des nationalistischen „Echo de
Paris " über ganz Frankreich verbreiteten Wahlplakats,
das eine große Verunglimpfung der Person des Reichs¬
präsidenten o. Hin den bürg  darstellt . Natürlich wurde
von amtlicher deutscher Seite gegen den Unfug Einspruch
erhoben. Es sollen auch die Plakate stillschweigend von d-n
Polizei entfernt worden sein, jedoch nur mit dem Erfolg,
daß sie erneut angeschlagen wurden.

Alles das hängt mit den Vorbereitungen auf die April-
Wahl in Frankreich  zusammen. Jede Partei will die
andere in der Hintertreibung der deutsch-französischen An¬
näherung überbieten. Lieber will man Italien die
Schwesterhand reichen. So wird denn wieder einmal viel
von einer italienisch-französischen Verständigung und von
einer Zusammenkunft Mischen Briand und Mussolini
gesprochen und geschwärmt. Andererseits darf nicht die
große Schwierigkeit übersehen werden, die ein für allemal
in der Adria frage  liegt . Sie ist, wie das Matt „Gior-
nale d'Jialia " sich ausdrückt, für Italien eine Lebensfrage.
Frankreich habe diese Politik nicht nur zu achten, sondern
auch zu unterstützen. Damit aber ist eine französische Vor¬
herrschaft auf dem Balkan, über Südslawien oder über die
Kleine Entente schlechthin unvereinbar . Für Deutsch¬
land  aber würde eine Annäherung oder gar ein Militär¬
bündnis zwischen Frankreich und Italien eine neue Ein¬
kreisung und dazu noch eine gefährlichster Art bedeuten.
„Deutschland mutz und .wird die Knechtung Europas durch
ein riesenhaftes französisches Militärsystem ablehnen und
bekämpfen mit seiner ganzen Kraft."

Wie mit Italien , so will Frankreich auch mit Amerika
einen Antikriegspakt abschließen Nach Berichten aus Wa¬
shington hat der amerikanische Staatssekretär Kellogg dem
französischen Botschafter Claudel den Entwurf eines ameri¬
kanisch-französischen Vertrags überreicht, in dem als achter
Punkt der Krieg zwischen den beiden Ländern auf ewige
Zeiten „außerhalb des Gesetzes" gestellt werden soll. Wenn
man nun bedenkt, daß Amerika und England unter sich
ebenfalls derartiges vereinbart haben fallen, so versteht
man den Zweck des großen amerikanischen Flottenbau-
programms  wirklich nicht. Wozu die 25 neuen Kreuzer
mit einem Kostenaufwand van etwa 700 Millionen Dollar?
Und da soll man nock an die Abrüstungsfreundlichkeitund
Friedensliebe eines Staates glauben?

Wie 'chwer wird das auch im Hinblick auf andere Staa¬

ten! Man denke an Rußland,  besser Vertreter Litwinow
in Friedensversicherungen in Genf förmlich schwelgte, wäh¬
rend zu gleicher Zeit zu Hause in Moskau man nichts als
Krieg und Kriegsgeschreihörte. Uebrigens ist in Moskau
großes Reinemachen. Der dort tagende Kongreß der Kom¬
munistischen Partei beschloß den Äurschluß von 98 Führern
der Opposition. Trotzki u. Sinowjew  waren schon vor¬
her ausgeschlossen. Wer hätte das je geahnt, daß ein Trotzki,
der angebliche Schöpfer des „Roten Heeres", aus der Kom¬
munistischen Partei je einmal ausgeschlossen werden könnte!
Kein Kommunist sein heißt aber in Sawsetrußland politisch
mundtot sein! Man sieht, Stalin weiß sich Macht und Reckt
zu verschaffen.

In England  ist etwas für uns Festländer Merk¬
würdiges passiert. Das Unterhaus hat das abgeänderte G e-
betbuch (Book vf Common Prayer ) abgelehnt. Es bleibt
also bei der Gottesdienstvrdnung von 1662. So war das
Unterhaus anscheinend konservativer als das Oberhaus und
die Kirckensynoden. Wo in aller Welt hat das politische Par¬
lament über Liturgien zu befinden?. Die Sache hat aller¬
dings insofern auch einen religiös-politischen Hintergrund,
als das Unterhaus in der neuen vorgeschlagenen Liturgie
eine Anlehnung an die römisch-katholische Kirche erblickte.
Das wurde im Unterhaus ausgesprochen. Eine eigentliche
parteipolitische Frage war die Angelegenheit nicht; inner¬
halb jeder Partei konnte jeder Abgeordnete frei abstimmen,
in jeder Partei , ja sogar innerhalb des Kabinetts selbst wa.
ren die Stimmen für und wider geteilt.

- Unser Reichstag  ging am IS. Dezember in die Weib¬

nachtsferien. Damit pausiert die innere Politik. Freilich
Friedeist  deshalb noch nicht eingezogen. In dem Streit
in der Eisenindustrie  sind die Schiedssprüche
für verbindlich  erklärt worden, was Streik und Aus¬
sperrung unzulässig macht. Hoffentlich kann die Industrie
auch von der angekündigten Stillegung  absehen und
sich, so große Opfer es auch kosten mag, aus die durch die
bekannten Verordnungen geschaffenen neuen Verhältnisse
einstellen. Auch der Arbeitsfrieden ist ein Stück von jenem
„Frieden und Wohlgefallen" der Weihnachsbotschoft.

Neueste Nachrichten
Begnadigung in Bayer«

München, 23. Dez. Auf Weihnachten ist der wegen
Landesverrat zu lebenslänglichem Zuchthaus verurteilte
Frhr . v. Leoprechting  in Freiheit gesetzt worden. Seine
Strafe wurde in 8 Acchre Zuchthaus umgewandelt, wovon
6 Acchre verbüßt sind.

Auch die Kommunisten Lindner und Huber,  di«
während der . Münchner Räterepublik " schwere Straftaten
begangen hatten, sind mit 8jähriger Bewährungsfrist be¬
gnadigt worden. Lindner hatte seinerzeit im Landtag den
sozialdemokratischenAbgeordneten Auer  durch einen Re-
volverschuß schwer verwundet und einen neben ihm stehen¬
de» Abgeordneten gelötet.

Aach in Baden Einspruch gegen wahlgesehäuderung
Karlsruhe. 23 Dez. Nachdem der Stoatsgerichtshos in

Leipzig die Aenderung der Landtogswahlgesetze in Ham-
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kurg^ Hessen und Mecklenburg-Strelitz für verfassungswidrig
«klärt hat, weil sie mit den Vorschriften über die Gleich-

des Wahlrechts und über das Wahlgeheimnis in Wider-
ch steht, hat der Landesverband der Bolksrechtspartei

nunmehr di« Entscheidung des Staatsgerichtshofs über die
von ihm beim badischen Landtag und beim badischen
Staatsministerium geltend gemachten verfassungsrechtlichen
Bedenken gegen das Gesetz zur Aenderung des Landtags-
wadlaesetzes angerufen.

Württemberg
Stuttgart . 23. Dtt . VomRathaus.  Wie schon kürz¬

lich gemeldet wurde, sckstießt der Haushalt der Stadt Stutt¬
gart im Jahr 1926 nicht mit einem Abmangel von 4.4
Millionen Mark, sondern nur mit einem Fehlbetrag von
1,7 Millionen Mark ab. Dieses Ergebnis wurde durch
Mehreinnahmen bei den Steuern und bei den städtischen
Betrieben (Gas , Elektrizität) erzielt. Daher ist für 1926
nur eine 15prozentige Umlage an Katastersteuer notwendig.
Im Haushalt 1927 dürsten die Planzahlen der Haupt- ,
steuern (Ueberweisungs- und Katastersteuern) auch erreiche
werden. Im Jahr 1928 wird sich dagegen die Mehrforde¬
rung für die Beamtengehälter auswirken. Da auch neue
«oße Baupläne usw. in Aussicht stehen, werden wieder
Anleihen  ausgenommen werden müssen

Der Gemeinderat genehmigte 700 000 Mark für den
Bau der Raitelsberg -Schule. Für Erweiterung von Bor¬
ortsstraßen wu^ >en 450 000 Mark und für Ausbau einiger
neuen Straßen 250 000 Mark für 1927 bewilligt.

Vom Landtag . Der Finanzausschuß nahm einen Antrag
Dingler (BB .) an, es solle erwogen werden, an die Jung-
«ehweiden der landw. Vereine und Viehzuchtgenossen-
schasten Torfstreu von der staatlichen Torfverwaltung
Schufsenried zu verbilligten Preisen abzugeben. Finanz¬
minister Dr. Dehlinger  teilt mit, daß die Beschäftigungs¬
und Betriebsergebnisse bei den staatlichen Hüttenwerken in
den letzten Jahren günstiger gewesen sind als in früheren
Jahren . Die Bohrungen bei Wildbad  nach Warmquellen
sind eingeleitet, doch muß vorsichtig vorgegangen werden
zum Schutz der alten Quellen. Der Badbesuch Wildbads
hat sich um 14 v. H. gehoben. Es wurde ein Antrag Dr.
Wider (Bp .) angenommen, Einrichtungen im staatlichen
Bad Wildbad zu erwägen , welche die Schaffung einer Vor-
and Nachsaison  ermöglichen.

Stuttgart , 23. Dez. Verleihung der Rettungs¬
medaille.  Der Staatspräsident hat dem Präzeptor Al¬
bert Hagenmayer  in Ravensburg und der. Brunhilde
Einhart  in Konstanz, Tochter des Kaufmanns Eduard
Einhart daselbst, die Rettungsmedaille verliehen.

Apolhekenberechligung. In Stuttgart -Cannstatt soll im
südöstlichen Stadtteil , in Stuttgart -Ostheim, in der Raitel
berggegend und in Ludwigsburg im westlichen Stadtteil je
eine Apotheke errichtet werden.

Die Patentierung der Privatzuchthengste findet im
Kalenderjahr 1928 statt in Aulendors, Laupheim und
Langenau am 10. Januar , in Geislingen und Marbach a. N.
am 11. Januar , in Heilbronn, Stuttgart , Aalen und Schroz-
bera am 12. Januar , in Hall und Horb am 13. Januar,
in Offenhausen am 14. Januar.

Eine Weihnachksüberraschung. Herr Widmann.
dessen Affenparadies letzten Sommer so lebhaften Anklang
fand, wird in diesen Tagen mit einem größeren Tierkrans¬
pork auf dem Kochenhofgelände eintreffen. Die Vorarbeiten
sind schon getroffen und die Stuttgarter und auswärtigen
Besucher werden schon über die Weihnachksfeiertoge Ge¬
legenheit haben, das Leben und Treiben von Bären . See-
löwen und Pinguinen im Freien zu beobachten.

Schwarzfahrt mit einem Straßenbahnwagen . Ein Un¬
befugter bestieg vor einigen Tagen früh morgens einen an
der Liederhalle stehenden unbeaufsichtigten Straßenbahn-
kriebwagen— die erforderliche Kurbel hatte er im Straßen¬
bahnwagenpark Marienplatz entwendet— und fuhr durch
die Straßen der Stadt spazieren. Als ein Kontrolleur auf
den Wagen stieg und nach der Fahrt fragte, erklärte der
Unbekannte, er mache eine . Probefahrt ' . Der Schwarz-
fahrer stellte . seinen" Wagen in der Heusteigstraße ab und
verschwand.

Das Urteil im Mtlmann -Prozeß. Im Wittmann-
Wechsler-Prozeß wurde heute folgendes Urteil verkündet:
Die Berufung des Staatsanwalts wird verworfen, der An-
geklagte Wittmann  von der Anklage des Bankrottoer¬
gehens freigesprochen, dagegen wegen Beihilfe zu einem
fortgesetzten Vergehen der erschwerten Untreue zu der Ge¬
fängnisstrafe von 2 Monaten verurteilt . Das gegen den
Angeklagten Wechsler  in 1. Instanz ergangene Urteil
wird aufgehoben und dahin abgeändert, daß der Angeklagte
wegen eines Vergehens des fortgesetzten Betrugs und wegen
Beihilfe uir erschwerten Untreue der G-känanisstrafe

von 3 Monaten verurteilt wird. Die beiden Angeklagten
erklärten, gegen das Urteil sofort Revision beim Reichs¬
gericht einzureichen.

Aus dem Lande
Feuerbach. 23. Dez. Weihnachtsfreude.  Der

Gemeinderat hat heute dem Vorschlag der Verwaltung ent¬
sprechend beschlossen, die Sparguthaben bei der Stadt.
Sparkasse mit 25 Prozent aufzuwerten und den Aus-
wertungshetrag vom 1. Januar 1928 ab mit 5 Prozent zu
verzinsen. Als Stichtag für di« Rückwirkung wurde der
15. Juni 1922 festgesetzt.

Flein OA. Heilbronn. 23. Dez. Totschlag?  Am
Donnerstag vorm, wurde ein 60—65jähriger Mann zwi¬
schen Flein und Sontheim 7 Meter vom Weg ab im Acker¬
feld liegend tot aufgefunden, während sein Huk, der Bluk-
spuren aufwies, und seine Schuhe am Weg lagen. Die
Leiche hatte am Hinterkopf eine blutige Wunde, desgl. an
der Rase . Die Todesursache ist noch nicht aufgeklärt, doch
wird vermutet, daß er nicht eines natürlichen Tods gestor¬
ben ist. Es wurden bereits vier verdächtige Personen ver-
nirmrnen» ^ ^

Heilbronn. 23. Dez. Ein Opfer von Raufhän¬
deln.  Der auf der Straße Flein—Sontheim aufgefundene
Tote ist der 70jährige Ernst Luft von Flein. Er war mit
Albert und Wilhelm Götz aus Flein in Raufhändel geraten
und von diesen erschlagen worden. Die Täter sind verhaf¬
tet, einer ist geständig.

hessenkal bei Schw. Hall, 23. Dez. Bluttat.  Gestern
wickelte sich in der Frühe in unserem sonst so stillen Ort
eine schreckliche Handlung ab. Die Ehefrau des vor wenigen
Tagen von Rechenberg bei Crailsheim nach Hessental ver¬
zogenen Schmiedemeisters Wieland, der früher in Oppen¬
weiler bei Backnang eine Schmiedewerkstätte betrieb,
wurde mit geöffneter Pulsader und einer Verletzung der
Schädelhälfte blutüberströmt in ihrem Bett ausgefunden.
Der Ehemann, wohl von Gewissensbissengetrieben, ging
flüchtig, stellte sich aber bald darauf in dem nahen Stein¬
bach ebenfalls mit geöffneter Pulsader ein. Die beiden
Unglücklichen, die wohl mit dem Leben davonkommen
werden, wurden in das Haller Diakonissenhaus verbracht,
lieber die Beweggründe zu dieser schrecklichen Tat wird die
Untersuchung Aufschluß bringen.

Waldenburg OA. Oehringen, 23. Dez. Todesfall,
Nach langem, schwerem Leiden verschied am 21. Dezember
zu Tübingen die Fürstin -Mutter Therese zu Hohen«
lohe - Waldenburg - Schillingsfürst  8 . L., ge b.
Gräfin zu Erbach-Fürstenau . Die Verstorbene hat sich am
26. Nov. 1889 mit dem inzwischen verstorbenen Fürsten
Friedrich Karl vermählt und erreichte ein Alter von 58
Jahren.

Justingen OA. Münsingen, 23. Dez. Rettung eines
Bienenvolks.  Eine vom Rauhreif abgeknickte Fichte
sollte gefällt werden und zufälligerweise war an einen Imker
diese Aufgabe gestellt. Während des Hauens bemerkte er,
wie ein Stück von einer Bienenwabe aus einem Loch her¬
ausfiel. Bei einer näheren Untersuchung entdeckte er, daß
sich im Innern des Stammes ein Bienenvvlk befand. Als
Fachmann und Bienenfreund ließ er sofort vom Hauen ab,
um am Mittag das Bienenvolk aus seiner gefährlichen
Lage zu befreien. Durch Erweitern des Lochs gelang es
ihm auch, das Volk in ein Kistchen zu verbringen , um es
am warmen Ofen zu erwärmen . Ein fröhliches Surren
und Summsen erfüllte bald die Stube und die Bienen
konnten bald in einen Kasten einlogiert werden. Das ganze
Verfahren ist glücklich gelungen und zu seiner Freude ist
der Imker um ein Bienenvolk reicher und die Bienen vor
dem sicheren Hungertod gerettet, da ihnen der Futtervorrat
nur noch 8—10 Tage gereicht hätte.

Sulz» 23. Dez. Freitod.  Freiwillig aus dem Leben
geschieden ist der verh. Skraßenwart I . B ., indem er sich
erhängte. Häusliche Sorgen dürften den zu Schwermut
veranlagten Mann zu diesem Schritt veranlaßt haben.

Oberndorf a. N., 23. Dez. Preisaufschlag der
Schuhmacher.  Die Schuhmacherzwangsinnung Obern-
dorf-Sulz beschloß wegen der gesteigerten Lederpreise aus
den bisherigen Preistarif eine Erhöhung von 10 Prozent
eintreten zu lassen.

Seedorf OA. Oberndorf, 23. Dez. Versuchter Meu¬
chelmord.  Dieser Tage wurde ein Mädchen von ihrem
früheren Liebhaber, der sich angeblich vor seiner Auslands¬
reise verabschieden wollte, in einen Heujchopf gelockt- Dort
versuchte der Liebhaber mit einem Gefährten das Mädchen
mit einem Strick zu erwürgen, um es aus der Welt zu
schaffen, da das Mädchen ein Kind erwartete . Das Mäd¬
chen konnte sich aber losreißen und es entging den Mörder¬
händen, Die beiden Täter namens Werner und Kimmich,
zwei junge Burschen aus Waldmössingen, wurden an ihren
Arbeitsstellen verhaftet und dem Gericht übergeben.

Aufhausen OA. Geislingen, 23. Dez. Die B ru st ein¬
gedrückt.  Der hier verh. Sohn Johann Georg des Land¬
wirts Andreas Fink in Merklingen war mit dem Durch¬
sägen eines Stamms beschäftigt. Als dies geschehen war,
kam der Skamm plötzlich ins Rollen und drückte den Be¬
dauernswerten gegen eine Buche, wobei ihm die Brust ein¬
gedrückt wurde. Der Tod trat sofort Hin.

Ehingen a. D., 23. Dez. Eine stattliche  Eiche.
Im Staatswald Unt. Zehntmannsacker ist dieser Tage eine
Eiche gefällt worden, die nicht weniger als 6 Festmeter be¬
sonders schönes Stammholz und Raummeter Beugholz
geliefert hat.

Ehingen a. D.. 23. Dez. R a u h r e i f scha d e n. Dem
Rauhreif oder der starken Eisbildung auf den Bäumen im
Anfang dieses Monats sind in den hiesigen Staats - und
Stadtwaldungen nach neuester Schätzung nicht weniger als
700 Fm . zum Opfer gefallen. Da viele Stämme abgeknickt
und auch zersplittert sind und dadurch an Wert verloren
haben, ist der Schaden bedeutend.

Frankenhofen OA. Ehingen, 23. Dez. Ueberfahren.
Dem bei Joh . Schmucker bediensteten Knecht Ioh . Scheible
gingen die Pferde durch. Der Wagen wurde gegen ein
nachbarlichesAnwesen gedrückt, wobei Scheible zu Fall kam.
Dabei ging ihm der Wagen über die Brust. Der Verletzte
wurde in bedenklichem Zustand in das Stadt . Krankenhaus
nach Ehingen verbracht.

Biberach, 23. Dez. Falschmünzer.  In Herrlishöfen
wurde ein gewisser Maniago  verhaftet . 3n seiner Be¬
hausung wurden Silbermekall und Vorrichtungen zur Ver¬
arbeitung desselben beschlagnahmt, mittels denen er Falsch¬
geld hergestellt hatte. Auch ein der Mittäterschaft ver¬
dächtiger Mann wurde verhaftet.

Maßnahme » gegen
Ein Erlaß des Wirtschaftsministeriums über den nicht-

ftehenden Gewerbebetrieb besagt u. a.:
Auch in diesem Jahr haben die Klagen über das nicht-

stehende Gewerbe, insbesondere über den Hausierhandel,,
nicht nachgelassen, sind vielmehr — wie übrigens auch in
anderen Ländern — immer lauter und eindringlicher ge¬
worden. Nicht richtig ist es, wenn behauptet wird, die
Zahl  der zum Wandergewerbe zugelassenen Personen
habe sich in neuerer Zeit in nennenswertem Umfang erhöht-
Dagegen scheint die Nachdrücklichkeit der Betätigung bei ein-
,zelnen Arbeiten des Wandergewerbebetriebs (Kraftfahr¬
zeuge, Wanderlager ) zugenommen zu haben.

Ergänzend wird nun angeordnet, daß vor allem die
Voraussetzungen für die Erteilung von Wan-
dergewer bescheinen genau und streng ge¬
prüft  werden sollen. Gesuche Blinder  sind sorgfältig
rmter dem Gesichtspunkt zu prüfen, ob nicht ein Mißbrauch
des Wandergewerbebetriebs zum Bettel  zu befürchten ist,
und ob der Gesuchsteller trotz seines Gebrechens zu dem
beabsichtigtenWandergewerbebetrieb noch befähigt ist. An¬
träge von Kriegsbeschädigten  auf Ausstellung von
Wandergewerbescheinensind in jedem Fall der zuständigen
Bezirksfürsorgebehörde zur Stellungnahme mitzuteilen.

Mehrfach sind Klagen darüber geführt worden, daß da
rmd dort im Lande Ausländer (es tauchen z. B. viele
Chinesen auf. D. Schr.) den Hausierhandel mit sogenannten
ausländischen Spezialitäten (Orientteppichen, chinesischem
Porzellan , Tee, Zigarren , Spitzen, Wandschmuck usw.) be¬
treiben, die sich übrigens häufig als unecht erwiesen. Dem¬
gegenüber muß darauf hingewiesen werden, daß für einen
derartigen Hausierhandel, auch wenn an der Echtheit der
Waren Zweifel nicht bestehen, ein wirtschaftliches Bedürf¬
nis im allgemeinen nicht anzuerkennen ist.

Dem Bettelhandel  scheint nicht überall mit dem
nötigen Nachdruck entgegengetreten zu werden. Neuer¬
dings ist hauptsächlich auch darüber geklagt worden, daß sich
auf Messen , Märkten , Ausstellungen  gnd dergl.
Veranstaltungen der Bettelhandel in lästigem Maß breit
m« P . Soweit gegen die betreffenden Personen nicht schon
aus Grund der allgemeinen Bestimmungen wegen Bettels
polizeilich eingeschritten werden kann, kann dem Mißstand
auf dem Weg einer Regelung in der Marktordnung
abgeholfen werden.

Da und dort wird über dreistes und unverschäm¬
tes Betragen  der Hausierhändler gegenüber dem Pu-
bMum geklagt. Soweit hiswegen nicht schon ein Einschreiten
auf Gruich strafgesetzlicher Bestimmungen(Nötigung, Haus¬
friedensbruch, grober Unfug u. a m.) möglich ist, wird auf
die Möglichkeit der Regelung im Weg straßenpolizei-
llcher  Anordnung oder ortsstatutarischer Bestimmung im
Sinn des 8 42b Gew.O. hingewiesen.

In weiten Kreisen der Bevölkerung, insbesondere des
stehenden Gewerbes, wir- ferner über den sog wilden
Hausierhandel (Hausierhandel von Personen, di« kei¬
nen Wandergewerbeschein besitzen) gellagt. Diesem Miß¬
stand muß nicht nur aus polizeilichen Gründen , sondern auch
deshalb mit allem Nachdruck entgcgengetreten werden, weil
eine steuerliche Erfassung der Betätigung dieser Personen
nicht erfolgt. Wo eine Fortsetzung des unbefugten Betriebs
trotz Bestrafung zu befürchten ist, ist eine scharfe Ueber-
wachung  der betr. Personen anzuordnen und nötigenfalls
mit polizeilichem Zwang einzuschreiten. Unter Umständen
kann es sich empfehlen, eine benachbarte Polizeibehörde von
-er zu erwartenden Einreise eines solchen Hausierhündlers in

ihren Bezirk behufs wirksamer Fortführung der Polizei-
üme» Uebcrwachinrgzu verständigen.

Neuerdings sind Beschwerden darüber laut geworden,
Laß für Glücksspiele und öffentliche AussPie -
lungen  Wcmdergewerbescheine erteilt oder auf wurtt.
Oberämtsbezirke ausgedehnt worden seien. Das ist sticht
-ulässig.  Soweit ausnahmsweise für Jahrmärkte,
Schützenfeste und ähnliche unter freiem Himmel gelegent¬
lich stattsindende Veranstaltungen von vorübergehender
Dauer von den Oberämtern die Erlaubnis zum Betrieb
einer Ausspielung gegeben wird, bedarf der Beranstalter
eines Wandergewerbescheins  zum Absatz der aus-
zuspielenden Waren . Gegenüber von Anträgen auf Ertei¬
lung oder Ausdehnung von Wandergewerbescheinenfür sog.

den Hanfierhandel
Geschicklichkeitsspiele  im Umherziehen ist streng
zu prüfen, ob es sich nicht in Wirklichkeit um ein Glücks¬
spiel  oder eine Ausspielung  handelt . Im übrigen
wird auch für die Geschicklichkeitsspielenur in beschränktem
Umfang ein Bedürfnis anguerkennen sein; auch bei ihnen ist
eine sorgsame Prüfung erforderlich, ob nicht eine gewinn¬
süchtige Ausnützung und Uebervorteilung des Publikums in
Betracht kommt.

Eine Hauptklage des seßhaften Gewerbes bildet das Auf¬
kommen von Groß hausierbetrieben  unter Aus¬
nützung von Kraftfahrzeugen  und -das Ueberhand-
nehmen der Wanderlager.  Die insbesondere von den
beteiligten Verbänden des sehhaften Gewerbes verlangte
völlige Unterbindung dieser Betriebsformen ist nach dem gel¬
tenden Rechte der Gew.O., jedenfalls soweit es sich um ihre
Ausübung durch Reichsinländer handelt, nicht möglich: im¬
merhin bietet aber die nach einer Entscheidung des Ver¬
waltungsgerichtshofs vom 8. Juni 1922 für zulässig erklärte
einschränken deRegelung auf dem Weg straßen-
polizeilicher  Anordnung oder Verfügung die Möglich¬
keit einer wirksamen Abhilfe. Im übrigen muß größter Wert
darauf gelegt werden, daß, soweit derartige Betriebe, zu
denen auch Großhausierbetriebe unter Benützung von Ge¬
spannfuhrwerken zu rechnen sind, der Ersatzabgabe des
württ . Sporteltarifs unterliegen, der Ansatz dieser Abgabe
durch die Oüerämter ineinerHöhe  erfolgt , der diese Be¬
triebe steuerlich mindestens nicht günstiger  stellt
als die der württ . Gewerbesteuer unterliegenden württ . Be¬
triebe ähnlicher Art und vergleichbaren Umfangs. Für den
Betrieb des Großhausierhandels unter Benützung von
Kraftwagen und Gespannfuhrwerken sowie von Wander¬
lagern durch Reichsausländer, insbesondere mit Web- und
Wirkwaren , Teppichen, Schuhwaren und dergl. wird regel¬
mäßig ein Bedürfnis nicht anzuerkennen sein.

Bezüglich der Steuervorschriften  besagt der Er¬
laß : Lebhaft wird darüber geklagt, daß die Wandergewerbe¬
treibenden vielfach mit ihrem Gewerbebetrieb nicht zu¬
reichend steuerlich erfaßt seien. Es muß unbedingt  ver¬
langt  werden , daß die Weisung befolgt wird, wonach
württ . Wandergewerbetreibenden ein Wandergewerbeschein
nur ausgestellt werden darf , wennderAntragsteller
nach weist , daß er in Württemberg zur Ge¬
werbesteuer veranlagt oder angemeldet  ist
und die bis zum Zeitpunkt der Antragstellung fälligen Ge¬
werbesteuerraten oder -Vorauszahlungen vollständig
entrichtet  hat . Diese Bestimmung gilt selbstverständlich
auch für die Erneuerung  von Wandergewerbescheinen.
Insbesondere scheinen von manchen Oberämtern den außer-
württembergischen Hausierbetrieben, die sich eines Kraft¬
fahrzeugs oder Gespannftchrwerks bedienen, sowie den Wan¬
derlagern die Ersatzabgabe in ungenügender Höhe
angesetzt worden zu sein. In Zukunft ist auf einen zureichen¬
den Schutz des heimischen Gewerbes gerade derartigen Groß¬
betrieben gegenüber beim Ansatz der Ersatzabgabe mit aller
Sorgsamkeit Rücksicht zu nehmen. Sollte sich später Her¬
ausstellen, daß ein solcher Betrieb tatsächlich in erweitertem
Umfang ausgeübt wird, so ist von der nachträglichen
Erhöhung  des Sportelansatzes Gebrauch zu machen. Die
Oberämter werden streng angewiesen, in Zukunft den Ansatz
und die Erhebung der Abgabe der Vorschrift des Sportel¬
tarifs entsprechend für das ganze Kalenderjahr im voraus
zu bewirken. Bezüglich der Zulassung von Erleichterungen
für einzelne Härtefälle behält sich das Ministerium im Be¬
nehmen mit dem Finanzministerium weitere Anordnungen
vor.

Die Usberwachungdes nichtsteheirden Gewerbes durch die
Polizeiorgane hat sich auch darauf zu erstrecken, ob die be¬
treffenden Gewerbetreibenden ihren steuerlichen Verpflich¬
tungen hinsichtlich der Ersatzabgabe und der Umsah¬
st e u e r genügt haben und fortlaufend genügen. Ergibt sich
hiebei bezüglich- er Ersatzabgabe der Verdacht unrichtiger
Angaben über den Umsang des Betriebs oder nachträglicher
Ausdehnung (Erhöhung der Zahl der Hilfspersonen, Ver¬
wendung eines Kraftfahrzeugs oder eines Gsspannftchr-
Werks usw.), so ist sofort dem Oberamt Anzeige
zu erstatten; besteht- er Verdacht, daß das von den Wander»
gewerbetreibenden z« führende Umsatzsteuer-Heft nicht ord¬
nungsmäßig geführt und auf dem Lausenden erhalten wird,
so ist at^ atd das nächste Finanzamt  zu benachrichtigen.
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